Gefeg- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N a 


(Nr, 3220.) Geſetz zum Schutze der perſoͤnlichen Freiheit. Vom 12. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. ; 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, unter Aufhebung des Geſetzes 
vom 24. September 1848., was folgt: 


Se Le 
Die Verhaftung einer Perſon darf nur Kraft eines ſchriftlichen, die 
Beſchuldigung und den Beſchuldigten beſtimmt bezeichnenden richterlichen Befehls 
bewirkt werden. 
Dieſer Befehl muß bei der Verhaftung oder ſpaͤteſtens im Laufe des 
folgenden Tages dem Beſchuldigten zugeſtellt werden. 


$. 2. 
Die vorlaͤufige Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon kann ohne rich: 
terlichen Befehl erfolgen: . 

1) wenn die Perſon bei Ausführung einer ſtrafbaren Handlung oder gleich 
nach derſelben betroffen oder verfolgt wird; 

2) wenn ſich, ſelbſt ſpaͤter, Umſtaͤnde ergeben, welche die Perſon als Urhe— 
ber oder Theilnehmer einer ſtrafbaren Handlung und zugleich der Flucht 
dringend verdaͤchtig machen. N 


7 H. AR 

Zu der vorläufigen Ergreifung und Feſtnahme (§.2.) find die Polizei⸗ 
behoͤrden und andere Beamte, welchen nach den beſtehenden Geſetzen die Pflicht 
obliegt, Verbrechen und Vergehen nachzuforſchen, ſo wie die Wachtmannſchaf⸗ 
ten berechtigt, letztere jedoch nur in dem Falle des $. 2. Nr. 1. 

Wenn in dem Falle des H. 2. Nr. 1. der Thaͤter flieht, oder der Flucht 
dringend verdaͤchtig iſt, oder Grund zu der Beſorgniß vorliegt, daß die Iden⸗ 
titaͤt der Perſon ſonſt nicht feſtzuſtellen fein werde, fo iſt jede Privatperſon er⸗ 
maͤchtigt, den Thaͤter zu ergreifen. „ | 

Jahrgang 1850, (Nr. 3220.) 7 Der 


Ausgegeben zu Berlin den 15, Februar 1850, 


Der AG a 


Der Ergriffene muß fofort einem der oben bezeichneten Beamten, Behufs 
Beſtimmung uber die vorläufige Feſtnahme, oder einer Wachtmannfchaft zu⸗ 
gefuͤhrt werden. f e 


. . 

Bei jeder Verhaftung iſt ſofort das Erforderliche zu veranlaſſen, um 
den Beſchuldigten dem Richter vorzufuͤhren, welcher den Befehl dazu erlaſſen 
hat. — Jeder vorlaͤufig Feſtgenommene muß ſpaͤteſtens im Laufe des folgenden 
Tages entweder in Freiheit geſetzt oder es muß in dieſer Zeit das Erforderliche 
veranlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalte bei dem zuſtaͤndigen Gerichte 
vorzufuͤhren. Der Staatsanwalt muß entweder die ſofortige Freilaſſung ver⸗ 
fuͤgen, oder unverzuͤglich bei dem Gerichte den Antrag ſtellen, daß uͤber die 
Verhaftung Beſchluß gefaßt werde. — Iſt Jemand außerhalb des Bezirks 
des zuſtaͤndigen Gerichts vorläufig feſtgenommen worden, fo kann er verlangen, 
zunachft vor den Staatsanwalt des Bezirks, in welchem er ergriffen worden, 
gefuͤhrt zu werden. Dieſer iſt nur dann befugt, den Feſtgenommenen in Frei: 

heit zu ſetzen, wenn derſelbe nachweiſt, daß der Feſtnahme ein Mißverſtaͤndniß 
zum Grunde lag. Anderenfalls hat er die Vorfuͤhrung vor den Staatsanwalt 
des zuſtaͤndigen Gerichts zu veranlaſſen. 


H. 5. 


Jeder Verhaftete oder vorlaͤufig Feſtgenommene muß ſpaͤteſtens im Laufe 
des folgenden Tages nach feiner Vorführung, vor den zuftändigen Richter fo 
vernommen werden, daß ihm der Gegenſtand der Anſchuldigung mitgetheilt 
und ihm die Möglichkeit zur Aufklärung eines Mißverſtaͤndniſſes gegeben werde. 


$. 6. : 
Die im $. 3, genannten Behörden, Beamten und Wachtmannſchaften 
ſind befugt, Perſonen in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, wenn der eigene 
Schutz dieſer Perſonen oder die Aufrechthaltung der oͤffentlichen Sittlichkeit, 
Sicherheit und Ruhe dieſe Maaßregel dringend erfordern. Die polizeilich in 
Verwahrung genommenen Perſonen muͤſſen jedoch ſpaͤteſtens im Laufe des fol⸗ 
genden Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in dieſer Zeit das Erforderliche 
veranlaßt werden, um ſie der zuſtaͤndigen Behoͤrde zu uͤberweiſen. 
NET 
In eine Wohnung darf wider den Willen des Inhabers Niemand cine 
dringen, außer auf Grund einer aus amtlicher Eigenſchaft folgenden Befugniß 
oder eines von einer geſetzlich dazu ermaͤchtigten Behörde ertheilten Auftrags. 
§. 8. 
Das Eindringen in die Wohnung waͤhrend der Nachtzeit iſt verboten. 
Die Nachtzeit umfaßt fuͤr die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Maͤrz die Stun⸗ 
den von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens und fuͤr die Zeit vom 1. April 
bis 30, September die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr. Morgens 


* 


$. 9. 
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1 He N. | 
Das Verbot, in eine Wohnung zur Nachtzeit einzudringen, begreift nicht 
die Faͤlle einer Feuers- oder Waſſersnoth, einer Lebensgefahr oder eines aus 
dem Inneren der Wohnung hervorgegangenen Anſuchens; es bezieht ſich nicht 
auf die Orte, in welchen waͤhrend der Nachtzeit das Publikum ohne Unter⸗ 
ſchied zugelaſſen wird, ſo lange dieſe Orte dem Publikum zum ferneren Ein⸗ 
tritt oder dem eingetretenen Publikum zum ferneren Verweilen geoͤffnet ſind. 


H. 10, 


Zum Zweck der vorlaͤufigen Exgreifung und Feſtnahme einer Perſon, 
welche bei Ausfuͤhrung einer ſtrafbaren Handlung oder gleich nach derſelben 
verfolgt worden, ſowie zum Zweck der Wiederergreifung eines entſprungenen 
Gefangenen, darf der verfolgende oder zugezogene Beamte, ingleichen die ver⸗ 
folgende oder zugezogene Wachtmannſchaft, auch zur Nachtzeit in eine Woh⸗ 
nung eindringen. Außerdem darf zum Zwecke der Verhaftung oder vorlauft- 
gen Feſtnahme der verfolgende Beamte nur dann zur Nachtzeit in eine Woh⸗ 
nung eindringen, wenn dringende Gründe Dafür ſprechen, daß bei längerer 
Verzoͤgerung der Verfolgte ſich der Feſtnahme ganz entziehen werde. Der Zu⸗ 
tritt zu den von Militairperſonen benutzten Wohnungen darf den Militair- 
Vorgeſetzten oder Beauftragten, Behufs Vollziehung dienſtlicher Befehle, auch 
zur Nachtzeit nicht verſagt werden. Das Verbot, in eine Wohnung bei Nacht⸗ 
zeit einzudringen, bezieht ſich nicht auf diejenigen Raͤume, welche die Zoll⸗ und 
Steuerbeamten zur Vollziehung der ihnen obliegenden Reviſionen zu betreten 
berechtigt ſind, ohne durch die Beſtimmungen der Zoll- und Steuergeſetze auf 
die Tageszeit beſchraͤnkt zu ſein. N 

IE § 11. os: 

Hausſuchungen duͤrfen nur in den Fallen und nach den Formen des 
Geſetzes unter Mitwirkung des Richters oder der gerichtlichen Polizei und, wo 
dieſe nicht eingeführt iſt, der Polizeikommiſſarien oder der Kommunal- oder der 
Ortspolizei⸗Behoͤrde geſchehen. Sie muͤſſen, ſo weit dies geſchehen kann, unter 
Zuziehung des Angeſchuldigten oder der Hausgenoſſen erfolgen. : 


$, 12. 


Das Verbot, Hausfuchungen bei Nachtzeit vorzunehmen (F. 8.), findet 
keine Anwendung: a | 

1) auf die Wohnungen der Perfonen, welche durch ein Straferkenntniß 
unter Polizeiaufſicht geſtellt ſind; 

2) auf Orte, welche der Polizei als Schlupfwinkel des Hazardſpiels, als 
Herbergen und Verſammlungsorte von Verbrechern, als Niederlagen 
verbrecheriſch erworbener Sachen oder als Aufenthaltsorte liederlicher 
Frauenzimmer bekannt ſind; N 

3) wenn dringende Gruͤnde dafuͤr ſprechen, daß bei laͤngerer Zoͤgerung die 
in einer Wohnung befindlichen Gegenſtaͤnde, in Bezug auf welche eine 

(Nr. 3220.) qe ſtraf⸗ 


AO 


ſtrafbare Handlung begangen worden, oder die Dafelbft vorhandenen Be⸗ 
weismittel abhanden gebracht oder gefaͤhrdet werden möchten. 


$. 13. 


In den Landestheilen, in welchen bisher die Stellung unter Polizeiauf⸗ 
ſicht durch ein Straferkenntniß nicht ſtattgefunden hat, ſind Hausſuchungen bei 
Nachtzeit in den Wohnungen derjenigen Perſonen zulaͤſſig, welche vor dem 
Eintritt der Geſetzeskraft des Geſetzes, die Stellung unter Polizeiaufſicht be⸗ 
treffend, vom 12. Februar d. J. wegen Diebſtahls, Raubes, Hehlerei oder 
wegen Kontrebande oder Zolldefraudation in den Gallen der HH. 3., 4., 11. 
Nr. 2., H. 13., 14., 15., 24. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Januar 1838. zu ei⸗ 
ner ſechswoͤchentlichen oder längeren zeitigen Freiheitsſtrafe von einem Kollegial⸗ 
gerichte verurtheilt find. E b 

Die Befugniß zu naͤchtlichen Hausſuchungen in den Wohnungen dieſer 
Perſonen dauert von dem Tage, an welchem die Freiheitsſtrafe verbuͤßt worden 
iſt, mindeſtens Ein Jahr, in denjenigen Faͤllen, in welchen auf eine laͤngere als 
einjährige Freiheitsſtrafe erkannt worden, jedoch waͤhrend eines der erkannten 
Freiheitsſtrafe gleichkommenden Zeitraums. 

Den Perfonen, welche in den vorſtehend bezeichneten Fallen wegen Con⸗ 
trebande oder Zolldefraudation verurtheilt ſind, kann von der Polizeibehoͤrde auch 
unterſagt werden, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe von zwei bis fuͤnf Tha⸗ 
lern oder Gefaͤngnißſtrafe bis zu acht Tagen, waͤhrend der von der Polizeibe⸗ 
ee zu beſtimmenden Stunden der Nachtzeit (F. 8.) ihre Wohnungen zu ver: 
aſſen 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden, ſoweit dieſelben die wegen Kon⸗ 
trebande oder Zolldefraudation verurtheilten Perſonen betreffen, auch auf den 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln Anwendung. . 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Charlottenburg, den 12. Februar 1850, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. o. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


(Nr, 3221.) 
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(Nr, 3221.) Geſetz, betreffend die Stellung unter Polizeiaufſicht. Vom 12. Februar 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von — , 


Preußen ꝛc. ꝛc. V 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 2. mee, Wert | 
4 A, e Seh, (at 
S, 1. DAK e Jue A. 


Die Verurtheilung zu einer zeitigen Freiheitsſtrafe von fechswöchentlicher ee e 
oder laͤngerer Dauer zieht die Stellung unter Polizeiaufſicht unbedingt nac ⁰ e? 
fi wenn fie wegen eines Verbrechens der nachſtehend bezeichneten Arten 22 
erfo gt: da 0x Tate Sins el, 

a) Hoch- und Landesverrath in den Fallen der SS. 91—118,, 133, BE, 5 1 
Tit. 20. Thl. II. Allgemeinen Landrechts, in ſofern dieſe Verbrechen e 757750 
mit Freiheitsſtrafe bedroht find, oder nach allgemeinen Grundſaͤtzen ane, 
ſtatt der Todesſtrafe eine Freiheitsſtrafe eintritt, mit Ausſchluß jedoch 
der einfachen Mitwiſſenſchaft; 

b) Mordverſuch in den Fällen der $$. 837., 838, Tit. 20. Thl. II. All: 
gemeinen Landrechts; 

e) Theilnahme an Aufruhr als Anführer, Anſtifter oder Raͤdelsfuͤhrer; 

d) öffentliche Aufforderung zum Aufruhr; 

e) Diebſtahl; 5 

f) Raub; 

g) Hehlerei; 

h) Muͤnzfaͤlſchung; 

i) betruͤgeriſcher Bankerott; 

k) Meineid; : 

1) Kuppelei in den Fallen der SS. 996, 997. Tit. 20, Thl. IL Allge⸗ 
gemeinen Landrechts; 

m) vorſaͤtzliche Brandſtiftung, vorſaͤtzliche Verurſachung einer Ueberſchwem⸗ 
1 5 vorſaͤtzliche Beſchaͤdigung von Eiſenbahnen oder Telegraphen⸗ 

nſtalten; ; 

n) Kontrebande oder Zolldefraudation in den Gallen der HH. 4., 11. 
Nr. 2, SS. 13., 14., 15., 24. des Zollſtrafgeſetzes vom 23. Januar 
1838., es mag die ſechswoͤchentliche oder laͤngere Freiheitsſtrafe als 
ſolche, oder für den Fall des Unvermoͤgens zur Zahlung einer Geld- 
buße erkannt ſein. ; 


Ge 
Bei den nachftehenden Verbrechen: 
a) Unterſchlagung; 
b) Erpreffung; 
c) Urkundenfaͤlſchung; 


d) Betrug; et 
e) vorſaͤtzliche Beſchaͤdigung mit gemeiner Gefahr in anderen als den H. 1. 
Cr. 3221.) f . be⸗ 
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bezeichneten Fallen, fo wie Drohungen mit einer mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Beſchaͤdigung; 

) Kontrebande oder Zolldefraudation in dem Falle des §. 3. des Zoll: 
ſtrafgeſetzes vom 23. Januar 1838., es mag die ſechswoͤchentliche oder 
laͤngere Freiheitsſtrafe als ſolche, oder fuͤr den Fall des Unvermoͤgens 
zur Zahlung einer Geldbuße erkannt ſein; 

iſt der Richter ermaͤchtigt, nach Bewandniß der Umſtaͤnde auf Stellung unter 
Polizeiaufſicht zu erkennen, wenn der Verbrecher zu einer zeitigen Freiheits— 
ſtrafe von ſechswoͤchentlicher oder laͤngerer Dauer verurtheilt wird. 


Nas 
Die Fälle, in welchen die Verurtheilung wegen Verſuches folder Ver⸗ 
brechen oder wegen Theilnahme an denſelben CSS. 1. und 2.) ergangen iſt, 
ſind nicht ausgeſchloſſen. 
Die Verurtheilung durch einen Einzelrichter ſoll die Stellung unter Yo: 
lizeiaufſicht niemals nach ſich ziehen. 


H. 4. 
Die Dauer der Polizeiaufſicht it Ein Jahr, wenn die Dauer der er⸗ 
kannten Freiheitsſtrafe nicht Uber Ein Jahr hinausgeht. 
In den uͤbrigen Faͤllen iſt ſie der Dauer der fuͤr das betreffende Ver⸗ 
brechen erkannten Freiheitsſtrafe gleich. f 


$. 3. 

Die Gerichte ſind ermaͤchtigt, die kraft des Geſetzes eintretende Dauer 
der Polizeiaufſicht zu verlaͤngern und zwar bis auf hoͤchſtens fünf Jahre, wenn 
die erkannte Freiheitsstrafe drei Jahre nicht erreicht, und auf höchſtens zehn 
Jahre, wenn die erkannte Freiheitsſtrafe drei Jahre und daruͤber betraͤgt, aber 
zehn Jahre nicht erreicht. 


H. 6. i 1 


„Die Stellung unter Polizeiaufſicht, fo wie deren Dauer, hat der Richter 
zugleich mit den uͤbrigen Strafen zu erkennen. 


K 7. 


Die Wirkungen der Stellung unter Polizeiaufſicht beginnen mit der 
Rechtskraft des Urtheils, in deſſen Folge ſie eintritt. Die Dauer der Polizei⸗ 
aufſicht wird jedoch erſt von dem Tage an berechnet, wo die Freiheitsſtrafe 
verbuͤßt worden iſt. 


$. 8. 
Die Stellung unter Polizeiaufſicht hat folgende Wirkungen: 
1) Es kann dem Verurtheilten der Aufenthalt an beſtimmten Orten von 
der Landespolizei⸗Behoͤrde unterſagt werden. ö 
2) Hausſuchungen bei dem Verurtheilten unterliegen keiner Beſchraͤnkung 
hinſichtlich der Zeit, zu welcher fie ſtattfinden durfen. 
H. 9. 


„„ 


de . ; 

Iſt die Verurtheilung wegen Diebſtahls, Raubes, Hehlerei, Kontrebande 
oder Zolldefraudation erfolgt, fo kann die Ortspolizei-Behoͤrde außerdem (F. 8.) 
dem Verurtheilten unterſagen, waͤhrend der von ihr zu beſtimmenden Stunden 
der Nacht (H. 8. des Geſetzes zum Schutze der perſoͤnlichen Freiheit vom 12. 
Februar d. J.) ohne ihre Erlaubniß ſeinen Wohnort und ſelbſt ſeine Wohnung 
zu verlaſſen. Im Falle der Verurtheilung wegen Kontrebande oder Zollde- 
fraudation iſt die Grenzzoll-Behoͤrde befugt, dem unter Polizeiaufſicht Stehen⸗ 
den das Betreten des Auslandes ohne ihre beſondere Erlaubniß zu unterſagen. 

§. 10. af 

Iſt derjenige, gegen welchen die Stellung unter Polizeiaufſicht eintritt, 
ein Auslaͤnder, ſo kann derſelbe in polizeilichem Wege des Landes verwieſen 
werden. 

Die Befugniß der zuſtaͤndigen Behoͤrden, die Landesverweiſung gegen 
Auslaͤnder in anderen Faͤllen zu verfuͤgen, wird durch dieſe Beſtimmung nicht 
beruͤhrt. : 

2 11, | 

Wer unter Polizeiaufſicht geftellt iſt und den ihm in Folge derfelben 
auferlegten Beſchraͤnkungen der Freiheit entgegenhandelt, wird mit Gefaͤngniß 
bis zu drei Monaten beſtraft. 2 

Im Wiederholungsfalle tritt Gefaͤngnißſtrafe von vierzehn Tagen bis zu 
Einem Jahre ein. 

Y 12. : 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Coln behält es bei den 
Beſtimmungen des Rheiniſchen Strafgeſetzbuches uber die Stellung unter Do: 
lizeiaufſicht uͤberall ſein Bewenden. 

Jedoch ſollen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes uͤber die Stellung unter 
Polizeiaufſicht in Folge einer Verurtheilung wegen Kontrebande und Zollde- 
fraudation auch für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln zur An⸗ 
wendung kommen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 12. Februar 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. 9. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


Nedigivt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Deckerſchen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei. 


